
Die Gemeinden rund um Bern sind heute geografisch zusammengewachsen. 
Es stellen sich in diesen Gemeinden oftmals die gleichen Probleme, die es 
zu lösen gilt. Die SP Stadt Bern hat darum 2013 die regionale Zusammen-
arbeit zu einem ihrer politischen Schwerpunkte erklärt und dazu eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt. In dieser sind auch SP-Sektionen der Agglome-
ration, vorerst aus Ostermundigen und Köniz, vertreten. 

Die Gemeindegrenze zwischen Bern und Köniz ist nur 
an der Farbe der Kehrichtsäcke zu erkennen.

Zum zweiten Mal haben sich die 
SP-Sektionen aus Ostermundigen, 
Köniz und der Stadt Bern zu einer 
gemeinsamen Versammlung getrof-
fen. Diesmal wurden «Ideen für eine 
vertiefte Zusammenarbeit in der 
Kernregion Bern» zusammengetra-
gen und diskutiert.

Zu Beginn stellte Christian Cap-
pis, Vorstandsmitglied des Vereins 
«Bern NEU gründen» die Studie 
Bausteine für die Stadtregion Bern 
vor, die verschiedene Möglichkei-
ten einer vertieften Zusammen-
arbeit der Gemeinden der Region 
Bern untersucht hat. Die Ideen zur 
engeren politischen Zusammenar-
beit wurden in der anschliessenden 
Podiumsdiskussion unter Leitung 
des Berner Stadtrats Thomas Göttin 
unter Einbezug des Publikums kon-
trovers diskutiert. Vertreten waren 
die drei Gemeinden durch Markus 
Willi, Parlamentarier aus Köniz, 
den ehemaligen Ostermundiger Ge-
meindepräsidenten Christian Zah-
ler und Stefan Jordi, Stadtrat und 
Co-Präsident der SP Stadt Bern. 

Gemeindefusion kein Selbstzweck
Auf dem Podium herrschte Einig-
keit darüber, dass die Region Bern 
ein stärkeres Zusammengehörig-
keitsgefühl entwickeln muss und 

dass es auf kantonaler Ebene ein 
überparteiliches Einstehen für die 
Interessen der Region braucht, wie 
es beispielsweise im Oberland oder 
im Emmental zu beobachten ist. 
Die Grösse und Heterogenität der 
Verwaltungsregion Bern-Mittelland 
wurde dabei als Hindernis benannt.

Eine Fusion der drei Gemeinden 
als langfristiges Ziel wurde zwar von 
niemandem in Frage gestellt, eine 
solche könne aber kein Selbstzweck, 
sondern nur Mittel zum Zweck sein, 
wie Christian Zahler ausführte. 
Denkbar sei auch eine Annäherung 
in kleinen Schritten. Die Fusion be-
reits jetzt zum Ziel einer vertieften 
Zusammenarbeit zu erklären, würde 
insbesondere in Köniz und Oster-
mundigen auf Widerstand stossen 
und könnte sich deshalb auch nega-
tiv auswirken, gab Markus Willi zu 
bedenken. Zudem müsse die Frage 
geklärt werden, welchen Einfluss 
und welche Kompetenzen die heu-
tigen Gemeinden und Quartiere in 
einem zukünftigen Gross-Bern noch 
hätten. Klar für eine Gemeindefusi-
on sprach sich hingegen Stefan Jordi 
aus, da aus seiner Sicht keine über-
zeugenden Alternativen für eine in-
tensivere Zusammenarbeit im Raum 
stünden. Auch die Studie von «Bern 
NEU gründen» kam zum Schluss, 

dass für eine verstärkte Zusammen-
arbeit mit demokratischer Legiti-
mation eine Fusion die beste Lösung 
darstellt. Unbestritten war, dass die 
Kernregion Bern eine gemeinsa-
me Entwicklungsstrategie braucht 
und insbesondere in den Bereichen 
Raumplanung und Verkehr, aber 
beispielsweise auch bei Sportanla-
gen, eine gemeindeübergreifende, 
demokratisch abgestützte Planung 
unumgänglich ist.

 
Gelungener Anlass mit Fortsetzung
Gegen Ende der Veranstaltung 
hatten auch die Nationalratskan-
didierenden aus den drei Gemein-
den noch die Gelegenheit, sich und 
ihre Motivation vorzustellen. Der 
anschliessende reichhaltige Apéro 
wurde von den Genossinnen und 
Genossen rege genutzt, um sich zu 
vernetzen und die Diskussionen 
zur zukünftigen Zusammenarbeit 
zu vertiefen. Der sehr gelungene 
Anlass war von der SP Ostermun-
digen bestens organisiert worden. 
In Zukunft soll jeweils jährlich eine 
solche gemeinsame Versammlung 
durchgeführt werden, unter Einbe-
zug weiterer SP-Sektionen aus der 
Agglomeration Bern.
Michael Sutter, Parteisekretär SP Stadt 
und Region Bern
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Andy, nach langjährigem Engage-
ment in der Lokalpolitik hast du 
kürzlich den Schritt aus dem Parla-
ment in den Gemeinderat gemacht. 
Hast du schon einen Unterschied 
zwischen den beiden Tätigkeiten 
festgestellt?
Der Zeithorizont ist eigentlich et-
was kurz, um bereits jetzt eine 
Analyse machen zu können. Die 
 Gemeinderatstätigkeit unterschei-
det sich einmal im Sitzungsrhyth-
mus und der Anzahl von Geschäf-
ten von der Parlamentstätigkeit. Ich 
möchte aber auch unterscheiden 
zwischen den Funktionen Gemein-
derat und Departementsvorsteher 

Tiefbau und Betriebe. Beim Ge-
meinderatsmandat habe ich bereits 
festgestellt, dass die Grösse des Gre-
miums einen wesentlichen Einfluss 
auf die Tätigkeit hat. Vor den letzten 
Gemeindewahlen war ich bereits für 
kurze Zeit Mitglied im damaligen 
9-köpfigen Gemeinderat. Ich bin 
dann wegen der Reduktion der Ge-
meinderatssitze von 9 auf 7 und auf-
grund der Wahl des parteilosen Tho-
mas Iten ins Gemeindepräsidium 
ausgeschieden. Diese Zeit im Gremi-
um war weniger intensiv als jetzt, da 
sich die politische Arbeit auf mehr 
Personen verteilte. Bei einem 7er-
Gremium kommt jedes Mitglied «öf-

ters dran». Das Departement ist völ-
lig neu für mich und ich bin intensiv 
am mich Einarbeiten – der Aufgaben 
sind viele. Dank der Unterstützung 
meines professionellen Teams im 
Departement Tiefbau und Betriebe 
sollte ich dies aber in nützlicher Frist 
auch «auf die Reihe» kriegen.
Regula, du warst während 8 Jahren 
im Parlament und während 7 Jahren 
im Gemeinderat sehr aktiv. Wie hast 
du diese Tätigkeiten erlebt?
Ich habe beide Tätigkeiten als inte-
ressant und bereichernd erlebt. Im 
Parlament war ich Teil einer Frak-
tion und habe in diesem Rahmen 
meine Beiträge geleistet. Dabei hat 
mich immer vieles interessiert. Mei-
ne Schwerpunkte waren aber die 
Sozialpolitik und die Gemeindere-
form. Als Gemeinderätin übernahm 
ich Verantwortung für ein grosses 
Departement und die Erfüllung der 
entsprechenden Aufgaben. Im Ge-
meinderat konnte ich mich auch bei 
anderen Themen einbringen. Insge-
samt, denke ich, lag mir die Exeku-
tive mehr. Meine Stärken liegen im 
Entwickeln und Umsetzen. Natür-
lich braucht man auch die kompeten-
ten und loyalen Mitarbeitenden in 
der Verwaltung und die politischen 
Mehrheiten. Beides hatte ich – zu-
mindest auf Ebene Gemeinderat und 
Parlament – praktisch ausnahmslos.
Welche deiner Geschäfte waren be-
sonders interessant?
Besonders interessant fand ich vor 
allem die grossen und schwierigen 
Geschäfte: Ich durfte wichtige und 
komplexe Projekte wie die Behör-
den- und Verwaltungsreform und 
dann auch Tram Region Bern leiten. 
Ich war ausgesprochen überzeugt 
von diesen Vorhaben. Die Arbeit hat 
mich sehr beansprucht, aber auch 
richtig gepackt. Interessant war da-
bei auch die Zusammenarbeit mit 
verschiedensten Leuten. Spannend 
war natürlich auch, dass insbeson-
dere die Erschliessung und der Spa-

Stabsübergabe im Gemeinderat Ostermundigen 
Per 31. Juli 2015 ist Regula Unteregger als Ostermundiger Gemeinderätin zurückgetreten. Sie trug seit 2009 
die politische Verantwortung für das Departement Tiefbau (seit 2013 Tiefbau und Betriebe). Andreas Thomann 
tritt nicht nur im Gemeinderat in ihre Fussstapfen, sondern auch als Departementsvorsteher Tiefbau und 
 Betriebe. Der ehemalige Gemeindepräsident Christian Zahler befragte die beiden über ihre Erfahrungen und 
ihre Absichten.

Vorher 
 hatte ich 
die Gele-
genheit, 
vieles an-
zustossen. 
Nun habe 
ich die 
Möglich-
keit, Projek-
te zu planen 
und umzu-
setzen.
ANDY THOMANN
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tenstich für die Oberfeldüberbauung 
in meine Amtszeit gefallen sind – das 
war für Ostermundigen ein absolu-
tes Grossprojekt. Auf einer anderen 
Ebene stellte auch die Fusion von 
zwei Abteilungen eine Herausforde-
rung dar (Tiefbau und Gemeindebe-
triebe).
Andy, was reizt dich an der Tätigkeit 
als Mitglied der Exekutive?
Im Grossen Gemeinderat, vorher 
auch schon «ausserparlamenta-
risch», hatte ich die Gelegenheit, 
vieles anzustossen. Jetzt bin ich eine 
Stufe weiter: Als Gemeinderat habe 
ich nun die Möglichkeit, Projekte 
auch zu planen und umzusetzen. 
Welche Schwerpunkte siehst du auf 
dich zukommen?
Der erste Schwerpunkt kommt nicht 
mehr auf mich zu, er hat mich be-
reits eingeholt und beschäftigt mich 
bereits seit Wochen sehr intensiv. Es 
geht um das «Tram für Ostermundi-
gen», welches ich (endlich) zum Fah-
ren bringen möchte. Momentan er-
arbeiten wir die Stellungnahme des 
Gemeinderates zur Volksinitiative 
«Bernstrasse sanieren – Verkehr op-
timieren», welche eine Tramlinie in 
Ostermundigen vorsieht. Noch die-
ses Jahr wird der Grosse Gemeinde-
rat (GGR) deshalb über die zukünf-
tige Verkehrspolitik in Ostermundi-
gen entscheiden können. Im Februar 
erfolgt dann die Volksabstimmung. 
Beim Tram Region Bern hatten letz-
tes Jahr nur 233 Stimmen gefehlt …

Weiter wird mich nächstes Jahr 
das Projekt Renaturierung und Of-
fenlegung unseres «Dorfbaches», 
des Lötschenbachs, beschäftigen. 
Dieser teilweise bereits offengelegte 
Bach soll wieder vollständig am Ta-
geslicht fliessen dürfen.

Zusätzlich stehen mehr als 200 
Geschäfte an, die durch die Abtei-
lung Tiefbau und Betriebe momen-
tan erarbeitet und umgesetzt wer-
den müssen.
Hast du bei diesen brisanten Ge-
schäften die politischen Mehrheiten 
auf sicher – oder wie willst du dafür 
kämpfen?
Bei diesen Geschäften habe ich nicht 
nur im Gemeinderat  – ich bin die 
einzige SP-Vertretung im 7-köpfigen 
Gemeinderat – zu kämpfen, sondern 

muss auch versuchen, die politische 
Mehrheit im Parlament zu gewin-
nen oder diese beim Volk zu holen. 
Regula, wie erlebtest du die partei-
übergreifende Zusammenarbeit?
Wir haben in Ostermundigen eine 
sehr fruchtbare und respektvolle 
parteiübergreifende Zusammenar-
beit. Im Parlament gelang es der SP 
zusammen mit den Mitteparteien 
immer wieder, sozialpolitische Ziele 
zu realisieren oder Anträge der SVP 
auf massive Budgetrestriktionen zu 
verhindern. Den Gemeinderat habe 
ich vorrangig als Team erlebt, in 
dem um gute Lösungen gerungen 
wird. Entscheidend waren immer 
die guten Argumente zum konkre-
ten Geschäft und nicht einfach das 
Parteiprogramm. – Und man/frau 
kann nach harten Diskussionen 
immer zusammen essen gehen. Das 
war im Parlament und im Gemein-
derat so und ich hoffe, dass das so 
bleibt. Das zeigt den respektvollen 
Umgang untereinander. 
Letzte Frage, Regula, du kannst dein 
politisches Interesse ja nicht einfach 
beiseitelegen. Weisst du schon, wo 
und wie du dich in Zukunft politisch 
engagieren willst?

Stabsübergabe im Gemeinderat Ostermundigen 

Ja, ich bleibe politisch interessiert, 
auch wenn ich nicht mehr für eine 
dritte Legislatur antreten wollte 
und nun rechtzeitig zurückgetreten 
bin. Ich habe noch während meiner 
Amtszeit erste wichtige Weichen für 
die Abstimmung zur Traminitiative 
gestellt und werde mich nun sicher 
im Abstimmungskampf engagie-
ren. Die Exekutive darf sich dann ja 
nicht mehr engagieren – so wurden 
wir zumindest letztes Jahr bei der 
Tramabstimmung instruiert. Ich 
bin auch im Unterstützungskomi-
tee für das Hochhaus, über das wir 
noch dieses Jahr abstimmen. Und 
dann schauen wir, was kommt. Ich 
war bei Amnesty, bei der Infra Bern, 
habe mitgewirkt, eine Beratungs-
stelle für behinderte Frauen aufzu-
bauen (avanti donne). Ich bin offen 
für vieles.

Herzlichen Dank für das Gespräch! 
Ich wünsche dir, Andy, viel Erfolg 
bei deiner neuen Aufgabe und dir, 
Regula, etwas mehr Mussestunden 
als während den vergangenen, in-
tensiven Jahren – und ich freue mich 
auf die zukünftigen politischen Dis-
kussionen mit euch beiden!

Wir haben 
in Oster-
mundigen 
eine sehr 
fruchtbare 
und res-
pektvolle 
parteiüber-
greifende 
Zusammen-
arbeit.
REGULA UNTEREGGER
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«Die Sozialhilfe ist unter 
grossem Druck»
Seit gut einem Jahr leitet Felix Wolffers zusammen mit Therese Frösch die Schweizerische Konferenz 
für Sozialhilfe (SKOS). Dank Reformen hat sich deren Akzeptanz seither klar verbessert. Doch der Druck 
auf die Sozialhilfe bleibt hoch und es braucht bedeutende Mittel für die Bildung.

Heute hat die SKOS ein klar linkes 
Präsidium. Wirkt sich das auf ihre 
Akzeptanz aus?
Die Akzeptanz hängt vor allem da-
von ab, dass die SKOS als Fachorga-
nisation eine hohe Glaubwürdigkeit 
hat. Die Sozial hilfe ist unter gros-
sem Druck. Wichtig war deshalb, 
die Kritik ernst zu nehmen und die 
Diskussion zu versachlichen. Wir 
haben sehr rasch ein Reformpaket 
aufgegleist, was dazu geführt hat, 
dass sich die Glaubwürdigkeit der 
SKOS deutlich verbessert hat. Wir 
sind aber noch nicht über den Berg. 
Angriffe auf die Sozialhilfe und da-
mit auf die sozial Schwächsten gibt 
es nach wie vor in vielen Kantonen 
und Gemeinden, insbesondere auch 
im Kanton Bern.
Welche Reformen habt ihr ergrif-
fen?
Wir haben rasch die Zusammen-
arbeit mit der Sozialdirektoren-
konferenz intensiviert. Die SODK 
übernimmt nun mehr politische 
Verantwortung für die Unter stüt-
zungsrichtlinien, was das SKOS- 
Regelwerk stärkt. Auf Anfang 
nächstes Jahr tritt eine ganze Reihe 
von Reformen in Kraft, welche die 
SKOS auf der Grundlage einer Mit-
gliederbefragung erarbeitet hat. 
Wir bauen zudem die Dienstleistun-
gen für die Mitgliedsgemeinden der 
SKOS aus.
Gemeinden wie Köniz wollen sich 
nicht mehr an die SKOS-Richtlinien 
halten. Es werde zu grosszügig ge-
rechnet. Bröckelt die Solidarität we-
gen steigender Kosten?
Steigende Kosten sind für viele Ge-
meinden ein grosses Problem und 
erhöhen den Druck auf die Sozial-
hilfe. Dabei wird übersehen, dass 
die Sozialhilfe ein sehr kostengüns-
tiges System ist. Sie macht weniger 
als zwei Prozent der Gesamtauf-
wendungen für die soziale Sicher-
heit in der Schweiz aus. Mit diesem 
bescheidenen Anteil wird die Exis-

tenz von mehr als 250 000 Personen 
gesichert. Zudem: Die Leistungen 
der Sozialhilfe liegen deutlich unter 
den Ansätzen der Ergänzungsleis-
tungen oder des betreibungsrechtli-
chen Existenzminimums.  
Der aktuelle Bericht zur Sozialhilfe  
in Schweizer Städten legt einen 
Schwerpunkt auf die Langzeitbezie-
henden. Was sind die Erkenntnisse 
für die Stadt Bern?
Die Studie bestätigt einen Trend, 
den wir in Bern seit einigen Jahren 
feststellen: Es gibt immer mehr Per-
sonen, die über eine längere Zeit un-
terstützt werden müssen, weil der 
Arbeitsmarkt sie nicht mehr will; 
und weil sie wegen der verschiede-
nen IV-Revisionen auch keine Rente 
mehr erhalten. Die Zahl der IV-Neu-
renten hat sich in den letzten Jahren 
halbiert, die IV hat sich so finanziell 
saniert. Das führt umgekehrt aber 
zu steigenden Kosten in der Sozi-
alhilfe und damit zu einer Verlage-
rung der finanziellen Lasten vom 
Bund auf die Gemeinden.
Bund, Kantone, Gemeinden – für 
alle steht ihre Kasse im Vordergrund 
und die sozial Schwächsten werden 
herumgeschoben?
Das hängt davon ab, wie gut der fi-
nanzielle Lastenausgleich unter 
den Gemeinden spielt. Im Kanton 
Bern haben wir eine sehr gute und 
gerechte Verteilung der Lasten, des-
halb gibt es kein Abschieben von 
Bedürftigen in andere Gemeinden. 
Anders sieht die Situation beispiels-
weise im Kanton St. Gallen aus, wo 
es wegen des ungenügenden Lasten-
ausgleichs eine menschenunwürdi-
ge Ausgrenzung von unterstützten 
Personen gibt. Aber aufgepasst: Mit 
verschiedenen erst kürzlich einge-
reichten Vorstössen wollen bürger-
liche Mitglieder des Grossen Rats 
die Lastenverteilung im Kanton 
Bern aushöhlen.
Die Sozialhilfequote in den grossen 
Städten ist traditionell höher als auf 

dem Land, aber in den letzten Jah-
ren stabil bei etwa 5 Prozent der Be-
völkerung geblieben. Neu verlagert 
sich die Sozialhilfeabhängigkeit in 
die Agglomerationsgemeinden. Wa-
rum?
Heute hat beispielweise Ostermun-
digen eine doppelt so hohe Sozial-
hilfequote wie die Stadt Bern. Dies 
ist vor allem eine Folge der Verknap-
pung von günstigem Wohnraum 
in den Zentren. Wer eine günstige 
Wohnung braucht, findet diese oft 
nicht mehr in der Stadt selbst, son-
dern muss auf die umliegenden Ge-
meinden ausweichen. 
Die Erwerbslosenquote ist bei nied-
rig Qualifizierten deutlich angestie-
gen. Warum? 
Fast zwei Drittel der unterstützten 
Erwachsenen haben keinen Berufs-
abschluss. Umgekehrt werden auf 
dem Arbeitsmarkt in erster Linie 
Fachkräfte gesucht und es gibt im-
mer weniger Stellen für Unquali-
fizierte. Die reale Arbeitslosigkeit 
für Personen ohne Berufsabschluss 
liegt heute bereits bei etwa 10 Pro-
zent. Wer keinen Berufsabschluss 
hat und zudem gesundheitliche 
oder sprachliche Defizite, findet 
kaum mehr eine Stelle. 
Es braucht also dringend Investitio-
nen in die Bildung?
Ja, unbedingt. Und ein zusätzliches 
Problem ist die sehr hohe Nicht-
erwerbsquote im Asylbereich. Die 
grosse Mehrzahl der Asylsuchen-
den verfügt über keinen Berufsab-
schluss. Die Stadt Bern unternimmt 
bereits heute sehr viel für die beruf-
liche Integration von Stellenlosen. 
Das reicht aber nicht. Es braucht vor 
allem von Bund und Kantonen zu-
sätzliche bedeutende Anstrengun-
gen und Finanzmittel, um in den 
nächsten Jahren die grosse Zahl von 
Flüchtlingen und vorläufig Aufge-
nommenen in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren. 
Interview: Marieke Kruit, Stadträtin Bern

«Es gibt 
 immer 
mehr 
 Personen, 
die über 
eine län-
gere Zeit 
unterstützt 
 werden 
müssen, 
weil der Ar-
beitsmarkt 
sie nicht 
mehr will.»
FELIX WOLFFERS


